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DER ERZDIÖZESE FREIBURG

Freiburg im Breisgau, den 22. Oktober 2014

Inhalt: Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes vom 26. Juni 2014. –– Errich-
tung der Römisch-katholischen Kirchengemeinde Meßkirch-Sauldorf. –– Wahl zum Priesterrat. –– Zählung der sonntäglichen Gottesdienst-
teilnehmer am 9. November 2014. –– Direktorium und Personalschematismus 2015. –– Ökumenisches Hausgebet im Advent 2014.
–– Aktionen zu Weihnachten in katholischen Kindergärten. –– Druckschriften und Broschüren des Sekretariats der Deutschen Bischofs-
konferenz. –– Neues Merkblatt des VDD zum Rundfunkbeitrag. –– Journalistische Ausbildung für Theologinnen und Theologen. ––
Gemeinschaftsstiftung vergibt Fördermittel. –– Personalmeldungen: Zurruhesetzungen. – Im Herrn ist verschieden.

Nr. 376

Beschlüsse der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen
Caritasverbandes vom 26. Juni 2014

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion des Deutschen Caritasverbandes hat auf ihrer Sitzung
am 26. Juni 2014 Beschlüsse gefasst, die Folgendes be-
treffen:

– die Entfristung der Anlage 20 zu den AVR,

– die Einführung einer neuen Anlage 25 AVR sowie

– die Streichung der Anlage 7a zu den AVR.

Diese Beschlüsse wurden in der Verbandszeitschrift „neue
caritas“ in Heft 16 am 22. September 2014 in vollem Wort-
laut veröffentlicht.

Die Beschlüsse werden hiermit für das Erzbistum Freiburg
in Kraft gesetzt.

Freiburg im Breisgau, den 9. September 2014

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 377

Errichtung der Römisch-katholischen Kirchen-
gemeinde Meßkirch-Sauldorf

Nach Anhörung des Landratsamtes Sigmaringen errichte
ich hiermit unter Aufhebung und in der Gesamtrechts-

nachfolge der Römisch-katholischen Kirchengemeinden
Meßkirch St. Martin, Meßkirch-Dietershofen St. Niko-
laus, Meßkirch-Heudorf St. Peter und Paul, Meßkirch-
Menningen St. Johannes d. T., Meßkirch-Rohrdorf
St. Peter und Paul, Sauldorf St. Sebastian mit der
Filialkirchengemeinde Sauldorf-Wasser St. Matthäus,
Sauldorf-Bietingen St. Cyriak, Sauldorf-Boll St. Silvester,
Sauldorf-Krumbach St. Johannes d. T. und Sauldorf-
Rast St. Michael für die Katholiken, die auf dem Gebiet
dieser Kirchengemeinden wohnen, rückwirkend zum
1. Juli 2014 die Römisch-katholische Kirchengemeinde
Meßkirch-Sauldorf.

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat mit Entschließung vom 4. September
2014 Az: RA-7151.15/165 gemäß § 24 Abs. 1 Kirchen-
steuergesetz die Römisch-katholische Kirchengemeinde
Meßkirch-Sauldorf rückwirkend zum 1. Juli 2014 als
Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt.

Freiburg im Breisgau, den 17. September 2014

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 378

Wahl zum Priesterrat

Der Priesterrat ist gemäß § 3 Absatz 3 des Statuts des
Priesterrates der Erzdiözese Freiburg vom 8. August 2006
(Amtsblatt 2006, S. 415 ff.) nach dem Amtsantritt von
Erzbischof Stephan Burger neu zu wählen. Die Wahl er-
folgt gemäß Abschnitt III dieses Statuts.

Erlasse des Ordinariates

Verordnungen des Erzbischofs
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Die Regionaldekane und Dekane erhalten ein entsprechen-
des Schreiben.

Das Ergebnis der jeweiligen Wahlen ist unter Beifügung
des Wahlprotokolls bis zum 28. Februar 2015 dem
Erzb. Ordinariat mitzuteilen.

Nr. 379

Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteil-
nehmer am 9. November 2014

Laut Beschluss des Ständigen Rates der Deutschen Bi-
schofskonferenz vom April 1992 (Prot. Nr. 5) sollen für
die Zwecke der kirchlichen Statistik Deutschlands die
Gottesdienstteilnehmer einheitlich am zweiten Sonntag
im November (9. November 2014) gezählt werden.

Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen
Hl. Messen (einschließlich Vorabendmesse) teilnehmen.
Mitzuzählen sind auch die Besucher der Wort- oder
Kommuniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistie-
feier gehalten werden. Zu den Gottesdienstteilnehmern
zählen auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z. B.
Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchs-
reisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr
2014 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am zwei-
ten Sonntag im November“ (Pos. 3) einzutragen.

Nr. 380

Direktorium und Personalschematismus 2015

Die Herren Dekane werden gebeten, uns bis spätestens
7. November 2014 mitzuteilen:

1. Anzahl der benötigten Direktorien.
Das Direktorium ist broschiert (mit perforierten Blät-
tern).

2. Anzahl der im Dekanat gewünschten Personalsche-
matismen.

Die im Personalschematismus aufgeführten Einrichtun-
gen sowie die Vorsteher der Ordensniederlassungen bitten
wir ebenfalls, uns über die für den Personalschematismus
2015 erforderlichen Berichtigungen und Ergänzungen bis
7. November 2014 Mitteilung zu machen.

Die Mitteilungen sind dem Erzb. Ordinariat schriftlich
über den Postweg oder per Fax: (07 61) 21 88 - 3 28 zu
übermitteln.

Den Seelsorgeeinheiten geht demnächst ein Vorabdruck
des entsprechenden Ausschnitts im neuen Schematismus
zu, damit evtl. Korrekturen zurückgemeldet werden können.

Nr. 381

Ökumenisches Hausgebet im Advent 2014

Das Hausgebet im Advent 2014 ist festgelegt auf:
Montag, den 15. Dezember 2014.

Die Gebetstexte wurden erstellt von einer ökumenischen
Arbeitsgruppe. Thema des Hausgebets ist: „Da werden
Dornen erblühen“.

Der Versand erfolgt wie in den vergangenen Jahren zu
gegebener Zeit durch das Erzb. Seelsorgeamt Freiburg.

Nr. 382

Aktionen zu Weihnachten in katholischen
Kindergärten

In den vergangenen Jahren wurden wiederholt kirchliche
Kindergärten aufgefordert, sich u. a. an der Aktion „Weih-
nachten im Schuhkarton“ zu beteiligen. Gegen die Teil-
nahme kirchlicher Einrichtungen an dieser Aktion gab es
verschiedene Bedenken.

Deshalb empfehlen wir kirchlichen Einrichtungen in der
Erzdiözese Freiburg (Kindergärten, Schulen), sich an der
ökumenischen Aktion „Weihnachten weltweit“ zu be-
teiligen. Diese Aktion wird getragen von den Hilfswer-
ken Adveniat, Kindermissionswerk, Misereor und „Brot
für die Welt“. Nähere Informationen dazu finden Sie un-
ter www.weihnachten-weltweit.de.

Weitere Auskünfte erhalten Sie im Erzb. Seelsorgeamt,
Referat Missionarische Pastoral, Tel.: (07 61) 51 44 - 1 35.

Nr. 383

Druckschriften und Broschüren des Sekre-
tariats der Deutschen Bischofskonferenz

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz hat
folgende Broschüren / Flyer veröffentlicht:

Flyer
Sterben in Würde – Worum geht es eigentlich?

Mitteilungen
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Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls Nr. 135
Enzyklika FIDES ET RATIO von Papst Johannes Paul II.
an die Bischöfe der katholischen Kirche über das Verhält-
nis von Glaube und Vernunft (14. September 1998) –
7. Auflage 2014.

Die deutschen Bischöfe Nr. 99
Qualifikationsrahmen für die religiöse Bildung von Er-
zieherinnen und Erziehern an katholischen Fachschulen
und Fachakademien.

Die deutschen Bischöfe – Kommission für Wissenschaft
und Kultur Nr. 40
Katholische Erwachsenenbildung in Deutschland – Grund-
auftrag, Situation, Perspektiven.

Die Broschüren sowie der Flyer können bestellt werden
beim Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, Post-
fach 29 62, 53109 Bonn, Tel.: (02 28) 1 03 - 2 05, Fax:
(02 28) 1 03 -3 30, oder unter www.dbk.de heruntergeladen
werden.

Nr. 384

Neues Merkblatt des VDD zum Rundfunk-
beitrag

Der Verband der Diözesen Deutschlands hat das folgende
neue Merkblatt veröffentlicht zu den Änderungen, die sich
aus der seit 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung der
Rundfunkbeiträge ergeben haben. Das neue Merkblatt
berücksichtigt insbesondere eine Änderung in der Rechts-
auslegung hinsichtlich der Definition der Betriebsstätten
(siehe unter Abschnitt II.).

Als Ansprechpartner im Falle von Rückfragen steht beim
VDD Herr Dr. Sascha Koller unter der Mail-Adresse
s.koller@dbk.de zur Verfügung.

MERKBLATT

Änderungen durch neuen
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ab 2013

(geänderte Fassung des Merkblattes
vom 1. Januar 2013, Stand: Juli 2014)

Zum 1. Januar 2013 wurde durch den 15. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag die Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks neu geregelt. Auch für kirchliche
Körperschaften und Einrichtungen ergeben sich dadurch
Änderungen, auf die in diesem Merkblatt hingewiesen
werden soll.

Das Beitragssystem ist sehr komplex. Daher werden in
diesem Merkblatt nicht alle Fallgestaltungen bewertet
werden können. Sollte an einigen Stellen Klärungsbedarf

bestehen, wenden Sie sich bitte an den zuständigen Mit-
arbeiter oder die zuständige Mitarbeiterin im General-
vikariat bzw. Ordinariat1. Sollte Rechtsprechung zu ein-
zelnen den kirchlichen Bereich betreffenden Tatbeständen
ergehen oder sich neue Auslegungen der Formulierungen
ergeben, werden wir Sie hierüber informieren. Diese Fas-
sung ersetzt das Merkblatt vom Januar 2013.

I. Grundsatz

Der Rundfunkänderungsstaatsvertrag bringt hinsichtlich
der Rundfunkbeiträge wesentliche Änderungen, deren
Umsetzung durch den Beitragsservice von ARD, ZDF und
Deutschlandradio vorbereitet wird. Statt des bisherigen
geräteabhängigen Beitrags werden die Rundfunkbeiträge
seit 1. Januar 2013 wie folgt erhoben:

a) Im privaten Bereich wird für jede Wohnung von
deren Inhaber (Eigentümer/Mieter/Nutzungsbe-
rechtigter) ein Rundfunkbeitrag (mtl. 17,98 €) er-
hoben, unabhängig davon, ob ein Gerät vorhanden
ist oder nicht (§ 2)2.

b) Im nicht privaten Bereich, d. h. also auch im kirch-
lichen Bereich, wird der Beitrag für jede Betriebs-
stätte, und zwar abhängig der Anzahl der Beschäf-
tigten der Betriebsstätte (§ 5), erhoben.

II. Betriebsstätte

Betriebsstätte ist jede zu einem eigenständigen, nicht aus-
schließlich privaten Zweck bestimmte oder genutzte
Raumeinheit oder Fläche innerhalb einer Raumein-
heit. Dabei gelten mehrere Raumeinheiten auf einem (grund-
buchmäßigen eingetragenen) Grundstück oder auf zusam-
menhängenden Grundstücken, die demselben Inhaber
zuzurechnen sind, als eine Betriebsstätte (§ 6 Absatz 1).

Zwischenzeitlich hat sich auf der Ebene der Rundfunkan-
stalten eine Änderung in der Rechtsauslegung hinsicht-
lich der Betriebsstättendefinition ergeben, die auch im
kirchlichen Bereich manche Fragen klärt. Danach bleibt
es zwar bei dem Grundsatz, dass sich die Definition der
Betriebsstätte nach dem Zweck der Einrichtung ergibt.
Allerdings wird im kirchlichen Bereich ausschließlich
zwischen privilegierten (siehe dazu unter V.) und regu-
lären beitragspflichtigen Betriebsstätten differenziert.

Danach können bei identischem Betriebsstätteninhaber
auf einem Grundstück bzw. zusammenhängenden Grund-
stücken

– Raumeinheiten von nach § 5 Absatz 3 RBStV privile-
gierten Einrichtungen zu einer Betriebsstätte

– oder Raumeinheiten nicht-privilegierter Einrichtungen
zu einer (anderen) Betriebsstätte

zusammengefasst werden.
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Dadurch wird sichergestellt, dass im Ergebnis nur die
privilegierten Einrichtungen in den Genuss der Privile-
gierung nach § 5 Absatz 3 RBStV kommen. Eine darüber
hinausgehende bisherige kleinteiligere Einteilung der Be-
triebsstätten mit weiteren Unterzwecken ist dagegen nicht
praktikabel und wird nach neuerer Meinung der Rund-
funkanstalten nicht mehr vertreten. Daher sind bisherige
Veranlagungen zu revidieren.

Privilegiert und damit zur Zahlung von maximal einem
vollen Beitrag verpflichtet, sind immer nur die Betriebs-
stätten, die in § 5 Absatz 3 RBStV genannt sind und die
die dort aufgeführten Tatbestände erfüllen. In diesem Zu-
sammenhang weisen wir noch einmal ausdrücklich
daraufhin, dass reine Verwaltungseinheiten nicht privile-
giert sind. Damit kann z. B. ein Pfarrbüro nicht mit einer
(nach § 5 Absatz 3 RBStV privilegierten) KITA als eine
Betriebsstätte zusammengefasst werden.

Soweit bisher andere Betriebsstättendarstellungen der
Beitragserhebung zu Grunde gelegt werden, sollte unter
Hinweis auf die Neubewertung durch die Rundfunkan-
stalten eine rückwirkende Änderung beantragt werden. Es
kommt auf den Einzelfall an, welche Auswirkung diese
Rechtsauffassung hat: je nach Fallgestaltung kann die
Beitragslast im Ergebnis niedriger sein als bei der Bil-
dung größerer Einheiten.

In den Fällen, in denen sich aufgrund einer geänderten
Gesetzesauslegung durch die Rundfunkanstalten eine ver-
ringerte Beitragspflicht ergibt, ist eine Rückerstattung
– innerhalb der Grenzen der Verjährungsvorschriften (vgl.
§ 10 Absatz 3 RBStV i. V. m. den Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzesbuches) – grundsätzlich rückwirkend
und auch dann möglich, wenn vereinzelt bereits Beitrags-
bescheide vorliegen sollten, gegen die seitens der Mit-
gliedskirchen nicht Widerspruch eingelegt wurde.

Gemäß § 5 Absatz 5 Ziffer 3 ist ein Rundfunkbeitrag nicht
zu entrichten für Betriebsstätten, die sich innerhalb einer
beitragspflichtigen Wohnung befinden, für die bereits ein
Rundfunkbeitrag entrichtet wird. Für Dienstzimmer von
Pfarrern oder sonstigen pastoralen Mitarbeiter/innen dürfte
Unterscheidungskriterium an dieser Stelle sein, ob sich
der Dienstbereich innerhalb einer Dienstwohnung befin-
det oder ob eine bauliche Trennung beider Einheiten vor-
gesehen ist. Daher ist ein einzelner Rundfunkbeitrag für
diese Wohnungskonstellation nur dann zu entrichten, wenn
der Dienstbereich ausschließlich über den Wohnbereich
erreicht werden kann. Ist ein separater Eingang zum
Dienstbereich vorhanden (z. B. Haus- oder Etagentür) liegt
der Amtsbereich (Betriebsstätte) hingegen nicht innerhalb
einer Wohnung, für die ein Beitrag entrichtet wird.

Gehören einzelne zusammen liegende Buchgrundstücke
unterschiedlichen kirchlichen Rechtsträgern, ist von
zwei Betriebstätten mit getrennten Beschäftigtenzah-

len auszugehen. Je nach den Gegebenheiten vor Ort kön-
nen u. U. durch genaue Analysen dieser Gegebenheiten
Beitragssteigerungen durch eine höhere Beschäftigtenzahl
vermieden werden.

Wichtig:

– Betriebsstätten, die zu gottesdienstlichen Zwecken
genutzt werden (Kirchen, Kapellengrundstücke), sind
beitragsfrei (§ 5 Absatz 5 Nr. 1).

– Gemeindehäuser oder sonstige Gebäude mit weiteren
Funktionen sind nicht deshalb, weil dort u. a. dauerhaft
ein gottesdienstlicher Raum eingerichtet ist, beitrags-
frei. Es hängt von  den weiteren Funktionen des Ge-
bäudes ab, ob dort neben dem Gottesdienstraum noch
weitere Betriebsstätten bestehen, die beitragspflichtig
sind. Entscheidend könnte jedoch sein, ob dort tatsäch-
lich ein Arbeitsplatz eingerichtet ist (siehe nachfolgen-
der Absatz).

– Betriebsstätten, in denen kein Arbeitsplatz einge-
richtet ist, in denen also niemand einen ständigen Ar-
beitsplatz hat (§ 5 Absatz 5 Nr. 2), sind beitragsfrei.
Ein eingerichteter Arbeitsplatz liegt nach Auffassung
der Rundfunkanstalten dann vor, wenn sich Beschäf-
tigte zur Erfüllung ihrer Arbeitsaufgabe in einer Be-
triebsstätte mindestens an 30 Arbeitstagen im Jahr und
mindestens 2 Stunden an jedem dieser Arbeitstage auf-
halten. Sind in der Betriebsstätte ausschließlich ehren-
amtliche Mitarbeiter tätig, besteht kein eingerichteter
Arbeitsplatz. Die Tatsache, dass Ehrenamtliche Auf-
wendungsersatz für ihre Tätigkeit erhalten, ist unbe-
achtlich und führt nicht dazu, dass ein eingerichte-
ter Arbeitsplatz angenommen wird. Ein eingerichteter
Arbeitsplatz besteht aber immer dann, wenn neben
Ehrenamtlichen gleichzeitig auch sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte und/oder 450 Euro-Jobber (Mini-
Jobber) in der Betriebsstätte in dem genannten Um-
fang tätig sind. Sind in der Betriebsstätte Ehrenamtliche
und Mitarbeiter in einem Ein-Euro-Job tätig, liegt
aufgrund der Geringfügigkeit der Entlohnung hinge-
gen kein eingerichteter Arbeitsplatz vor. In der Konse-
quenz bedeutet dies, dass möglicherweise in einzelnen
Bereichen keine Betriebsstätten mehr angenommen
werden muss, die bisher bei dem Beitragsservice als
beitragspflichtige Betriebsstätte gemeldet wurden.

Wir regen an, insbesondere bei Betriebsstätten, denen
lediglich Ehrenamtliche oder geringfügig Beschäftig-
te tätig sind, die Meldung noch einmal hinsichtlich der
neuen Definition zu überprüfen und dem Beitrags-
service über die Homepage (www.rundfunkbeitrag.de;
Anmelden und Ändern; Abmeldung von Betriebs-
stätten) eine Abmeldung zukommen zu lassen. Auch
hier ist eine rückwirkende Neuberechnung möglich
(vgl. oben).
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III. Beschäftigte

Bei der Beitragshöhe für Betriebsstätten kommt es auf die
Zahl der Beschäftigten an. Beschäftigte sind nur die
sozialversicherungspflichtigen Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten sowie die Bediensteten in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis.

Diese müssen nicht notwendig auch beim Betriebsinhaber
angestellt sein; Bedienstete etwa des Bistums (Pfarrer,
Gemeindereferenten/innen usw.), die einer Kirchengemein-
de zugeordnet sind, zählen am Dienstort mit. Mitarbeitende,
die an mehreren Standorten tätig sind, wie zum Beispiel
hauptamtliche Kantoren und Organisten etc., werden nur
einmal – an dem Sitz des Anstellungsträgers – berück-
sichtigt.

Nicht umfasst sind: Auszubildende, Praktikanten und
geringfügig Beschäftigte. Damit sind alle ehren- und
nebenamtlich Tätigen mit sog. 450 Euro-Regelung nicht
beitragsrelevant, d. h. viele Küster, Organisten und Haus-
meister in kleinen Gemeinden zählen nicht mit.

IV. Beitragshöhe

Die Höhe des Beitrages richtet sich nach der Anzahl der
in der Betriebstätte Beschäftigten.

Anzahl Beschäftigte Beitragshöhe
pro Betriebsstätte pro Monat in Euro

bis zu 8 5,99
9 - 19 17,98
20 - 49 35,96
50 - 249 89,90
250 - 499 179,80
500 - 999 359,60
1.000 - 4.999 719,20
5.000 - 9.999 1.438,40
10.000 - 19.999 2.157,60
ab 20.000 3.236,40

Kfz kosten 5,99 € pro Kfz und Monat. Ein Kfz pro Be-
triebsstätte ist beitragsfrei.

V. Besonderheiten für kirchliche
und gemeinnützige Einrichtungen

Für jede Betriebsstätte der nach § 5 Absatz 3 des Staats-
vertrages begünstigten Einrichtungen ist höchstens ein
Rundfunkbeitrag zu entrichten.

Wichtig: Kindertageseinrichtungen sind von den Bei-
trägen nicht mehr befreit!! Aber: Alle Kindertagesein-

richtungen zahlen entweder nur 1/3 Beitrag (5,99 €) oder
mit mehr als 8 Beschäftigten höchstens einen Beitrag.

Zu den gemeinnützigen Einrichtungen mit begünstig-
ten Beiträgen gehören:

1. gemeinnützige Einrichtungen für Menschen mit Behin-
derung, insbesondere Heime, Ausbildungsstätten oder
Werkstätten;

2. gemeinnützige Einrichtungen der Jugendhilfe im
Sinne des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (Achtes
Buch des Sozialhilfegesetzbuches) – also alle Kinder-
tagesstätten;

3. gemeinnützige Einrichtungen der Altenhilfe und für
Suchtkranke, Nichtsesshafte und Durchwandererheime;

4. eingetragene gemeinnützige Vereine und Stiftungen;

5. öffentliche allgemein bildende oder berufsbildende
Schulen, staatlich genehmigte oder anerkannte Ersatz-
schulen oder Ergänzungsschulen, soweit sie auf ge-
meinnütziger Grundlage arbeiten.

Auch Einrichtungen der genannten Art in der Trägerschaft
der verfassten Kirche fallen unter diese Privilegierungs-
tatbestände. Hier genügt die Glaubhaftmachung der Ver-
folgung kirchlicher Zwecke durch die Körperschaft selbst.

Die genannten Einrichtungen sind (anders als bisher)
ebenfalls pro Betriebsstätte und Beschäftigtenzahl bei-
tragspflichtig. Dort gelten aber gedeckelte Sätze, in denen
auch alle auf die Einrichtung zugelassenen Kfz enthal-
ten sind. Ebenso bereits im gedeckelten Beitrag enthalten
sind ferner solche Kfz, die ausschließlich in der privile-
gierten Einrichtung (Kindergarten, Sozialstation) eines
Rechtsträgers (Kirchengemeinde) eingesetzt werden. Die
Zulassung auf den Rechtsträger, der auch noch andere
nicht privilegierte Betriebsstätten haben kann, ist hier
unbeachtlich.

Anzahl Beschäftigte Beitragshöhe
pro Betriebsstätte pro Monat in Euro

bis zu 8 5,99
ab 9 17,98

Der Nachweis der Gemeinnützigkeit im Sinne der Ab-
gabenordnung gilt bei den Einrichtungsträgern als er-
bracht, die bisher schon von der Gebührenpflicht nach
dem bisherigen § 5 Absatz 7 Rundfunkgebührenstaats-
vertrag befreit waren. D. h. Kindergartenträger brau-
chen dann diesen Nachweis bei dem Beitragsservice
nicht mehr vorzulegen, auch wenn es in den Erhebungs-
bögen gefordert wird (§ 14 Absatz 8).

Pflegestationen bzw. ambulante Pflegedienste fallen als
„Einrichtungen der Altenhilfe“ unter § 5 Absatz 3 Nr. 3,
wenn sie gemeinnützig sind.
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VI. Besonderheiten bei Beherbergungs-
betrieben, Krankenhäusern und Klöstern

a) Beherbergungsbetriebe (§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1)

Inhaber von Betriebstätten mit entgeltlichen Hotel-
und Gästezimmern zahlen neben dem Grundbeitrag
entsprechend den gegebenen Beschäftigungszahlen
(vgl. Abschnitt IV.), ab dem zweiten Zimmer bzw.
Raumeinheit für jedes Zimmer/Raumeinheit einen
1/3-Beitrag (5,99 €) zusätzlich. Es kommt nicht
darauf an, ob in den Räumen ein Empfangsgerät vor-
handen ist.

Von privilegierten Einrichtungen entgeltlich vermiete-
te Gästezimmer sind von der Privilegierung grundsätz-
lich mit umfasst und nicht nach § 5 Absatz 2 Satz 2
Nr. 1 RBStV gesondert beitragspflichtig, wenn die
Vermietung an einen geschlossenen Personenkreis
(Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Einrichtungs-
zweck) erfolgt. Eine gelegentliche Vermietung an Dritte
ist unerheblich – allerdings nur, solange dies der Aus-
nahmefall bleibt und die Vermietung ansonsten regel-
mäßig an den geschlossenen Personenkreis erfolgt.

Auch für Unterkunftsräume in Bildungseinrichtungen,
die an Teilnehmerinnen und Teilnehmer dort abgehal-
tener Bildungsveranstaltungen und nicht an Dritte ver-
mietet werden, besteht keine separate Beitragspflicht
für Gästezimmer nach § 5 Absatz 2 Nr. 1 RBStV. Er-
folgt die Vergabe der Zimmer ausschließlich an einen
geschlossenen Personenkreis (Teilnehmerinnen und
Teilnehmer dort abgehaltener Bildungsveranstaltun-
gen), entfällt auch hier die separate Beitragspflicht für
vermietete Gästezimmer.

Dies gilt bei Bildungseinrichtungen unabhängig davon,
ob es sich bei der Bildungsstätte bzw. ihrem Rechts-
träger um eine solche Einrichtung handelt, die unter
eine der Fallgruppen des § 5 Absatz 3 RBStV fällt und
damit als privilegiert gelten.

Bei kirchlichen Einrichtungen, die keine Bildungs-
stätten oder nicht nach § 5 Absatz 3 RBStV privilegiert
sind bzw. nicht ausschließlich an die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer von Bildungsveranstaltungen vermie-
ten, besteht grundsätzlich eine Beitragspflicht in Höhe
eines Drittels ab dem zweiten Gästezimmer.

Bei kirchlichen (Bildungs-)Einrichtungen, in denen
die Zimmer teilweise zur Übernachtung im Rahmen
von Bildungsveranstaltungen genutzt werden, teilweise
aber auch frei vermietet werden, wird eine Quote ge-
bildet: Es sind anteilig nur die Zimmer beitragspflich-
tig, die für die Allgemeinheit zugänglich sind, also völ-
lig unabhängig vom Einrichtungszweck an Dritte
vermietet werden.

Werden z. B. von 60 Gästezimmern im jährlichen
Durchschnitt 20 Zimmer nicht mit Teilnehmern einer
Bildungsveranstaltung belegt, sondern anderweitig ver-
mietet, sind 40 Zimmer nicht beitragspflichtig. Diese
Quote sollte durch entsprechende Statistiken gegenüber
dem Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschland-
radio glaubhaft gemacht werden. Stichprobenartige
Kontrollen behalten sich die Rundfunkanstalten vor.

b) Krankenhäuser

Da Krankenhäuser nicht in § 5 Absatz 2 Nr. 1 oder an
anderer Stelle erwähnt sind, ist bei Krankenhäusern nur
die Betriebsstätte entsprechend den Beschäftigtenzah-
len nach § 5 Absatz 1 zu veranlagen. Auf die Anzahl
der Zimmer kommt es nicht an; diese gelten auch nicht
als „Wohnung“ (vgl. § 3 Absatz 2 Nr. 3).

c) Orden und Klöster

Die von Ordensangehörigen bewohnten Raumeinheiten
werden als Gemeinschaftsunterkünfte behandelt und
sind daher als eine Betriebsstätte, nicht aber jeweils
separat als einzelne Wohnung beitragspflichtig.

VII. Kraftfahrzeuge (§ 5 Absatz 2 Nr. 2)

Inhaber von Kraftfahrzeugen zahlen für jedes Kfz, das
zu gewerblichen oder einer anderen selbständigen Er-
werbstätigkeit oder zu gemeinnützigen oder öffentlichen
Zwecken des Inhabers genutzt wird, einen 1/3-Beitrag
(5,99 Euro). Privat zugelassene Fahrzeuge der Pfarrer und
kirchlichen Mitarbeitenden und Ehrenamtlichen sind über
die wohnungsbezogene Abgabe abgegolten, auch wenn
für Fahrten ein Kostenersatz gewährt wird. Eine weitere
Kostenpflicht entsteht nicht. Beitragspflicht besteht hin-
gegen – ab dem zweiten Kfz – dann, wenn es sich um ein
auf die Kirche selbst zugelassenes Kfz handelt (vgl. § 5
Absatz 2 Nr. 2).

Hinweis: Bei gemeinnützigen, kirchlichen Einrichtungen
wie Kitas, Altenheimen, Schulen (vgl. Abschnitt V.) sind
alle Kfz-Beiträge mit dem Betriebsstättenbeitrag abge-
golten.

VIII. Anzeigepflichten (§ 8)

Ändert sich die Anzahl der Betriebsstätten oder Kfz, so
ist dies sofort mitzuteilen (§ 8 Absatz 1 bis 3).

Die Anzahl der Beschäftigten ist einmal pro Jahr zum
31. März an den Beitragsservice zu melden (§ 8 Ab-
satz 4 Nr. 7). Außerdem haben Beherbergungsstätten die
Zimmerzahlen und gemeinnützige Einrichtungen Ände-
rungen der Gemeinnützigkeit anzuzeigen (§ 8 Absatz 4
Nr. 10 bis 11).
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IX. Beginn und Ende der Beitragspflicht (§ 7)

Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem
der Beitragsschuldner die Betriebsstätte oder Wohnung
inne hat und endet mit Ablauf des Monats, in dem die
Inhaberschaft endet.

Hinweis: Die Beitragspflicht endet aber nur, wenn das
Ende der Inhaberschaft einer Betriebsstätte oder Woh-
nung der GEZ vorher angezeigt wurde, sonst ist bis zum
Ende des Monats, in dem die Meldung erfolgt, weiter zu
zahlen.

ANHANG

Beispiel:

Eine Kirchengemeinde mit einer Kirche, einem Pfarrse-
kretariat, einer Bücherei, einem Kindergarten und einem
Altenheim.

Die Kirche ist beitragsfrei.

Das Pfarrsekretariat wird nach den unter Abschnitt I dar-
gestellten Grundsätzen behandelt. Das heißt, dass sich der
Beitrag nach den in der Betriebsstätte sozialversicherungs-
pflichtig angestellten Beschäftigten sowie Bediensteten
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis richtet.
Dies dürften üblicherweise Pfarrer, Diakone, Gemeinde-
referent/in, Hausmeister/Hausmeisterinnen und Pfarr-
sekretär/in sein.

Hinweis: Die genannten Personen sind nur einmal anzu-
melden, auch dann, wenn sie sich auch an anderen Be-
triebsstätten aufhalten und dort ihrer Arbeit nachgehen.

Falls in der Bücherei eine Person regelmäßig arbeitet, wäre
dies anzugeben und der entsprechende Betrag zu zahlen.
Dabei kommt es nicht darauf an, ob diese Person sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt ist. Die Beitragspflicht
für Betriebsstätten entfällt nur dort, wo kein Arbeitsplatz
eingerichtet ist.

Das Altenheim und der Kindergarten sind nach den unter
Abschnitt V dargestellten Grundsätzen zu behandeln.
Wenn die Einrichtungen gemeinnützig oder aufgrund ih-
rer Zugehörigkeit zur verfassten Kirche privilegiert sind,
werden beide Einrichtungen zu einer Betriebsstätte zu-
sammengefasst (es gilt eine Beitragsdeckelung auf einen
Beitrag).

Beispiele zur Definition kirchlicher Betriebsstätten:

Das Grundstück mit Pfarrhaus und Pfarrbüro gehört laut
Grundbuch der Kirchengemeinde. Dort sind sechs Be-
schäftigte tätig. Die Sozialstation mit zwei Beschäftigten
befindet sich auf einem angrenzenden Grundstück, das
dem Bistum oder dem Caritasverband gehört. Es liegen

zwei Betriebsstätten vor: bei Meldung zweier getrennter
Betriebsstätten mit 2 Inhabern und unter 8 Beschäftigten
ist jeweils ein 1/3-Beitrag in Höhe von 2 x 5,99 € / Monat
zu zahlen (= 11,98 € / Monat).

Anmerkungen:

1 Im Erzb. Ordinariat Freiburg ist dies Herr Rechtsdirektor Reinhard Wilde
(reinhard.wilde@ordinariat-freiburg.de).

2 Die Paragraphen beziehen sich, sofern nichts anderes angegeben
ist, auf den Rundfunkänderungsstaatsvertrag (im Internet unter
www.rundfunkbeitrag.de).

Nr. 385

Journalistische Ausbildung für Theologinnen
und Theologen

Zum Ausbildungsprogramm des Instituts zur Förderung
publizistischen Nachwuchses (ifp) in München, einer Ein-
richtung der Deutschen Bischofskonferenz, gehören seit
fast 40 Jahren Einführungsseminare in die journalistische
Arbeit für Theologinnen und Theologen. Sie richten sich
an Personen, die hauptberuflich in der Kirche tätig sind
(Priester, Diakone, Ordensleute, Pastoraleferentinnen und
-referenten). Der Ausbildungskurs dauert ca. zwei Jahre
und umfasst vier einwöchige Seminare in den Bereichen
Presse, Hörfunk, Fernsehen und Online & Crossmedia.
Die Seminartermine des nächsten Kurses sind:

Seminar 1 – Presse 11. bis 16. Januar 2015

Seminar 2 – Hörfunk 11. bis 16. Oktober 2015

Seminar 3 – Fernsehen 31. Januar bis 5. Februar 2016

Seminar 4 – Öffentlichs- 6. bis 11. November 2016
                     keitsarbeit/

          Social Media

Ziel des Kurses ist das Kennenlernen bedeutender publizis-
tischer Praxisfelder der Kirche sowie die Einführung in
entsprechende Arbeitstechniken. Dazu gehört ein sicherer
Umgang mit den wichtigsten journalistischen Darstel-
lungsformen (Nachricht, Bericht, Kommentar, Interview
etc.), die im Kurs systematisch erlernt und angewendet
werden. Sprech- und Präsentationsübungen für Beiträge
im Radio und Fernsehen sind fester Bestandteil der Se-
minarreihe. Die Ausbildungsinhalte und Arbeitsmethoden
zielen auf den Erwerb journalistischer Kernkompetenzen
für die Religionskommunikation. Die Kursleitung obliegt
dem Geistlichen Direktor des ifp, Msgr. Wolfgang Sauer.

Von den Teilnehmenden wird ein abgeschlossenes Theo-
logiestudium (Diplom oder Lehramt) und dezidiertes In-
teresse an professioneller kirchlicher Medienarbeit erwar-
tet. Die Teilnahme nur an einzelnen Seminareinheiten ist
nicht möglich. Die Teilnehmenden erhalten nach Ab-
schluss der gesamten Ausbildung ein Zertifikat.
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Die Kosten betragen pro Seminar und Teilnehmer (ein-
schließlich Übernachtung und Vollpension) 510,00 €.
Reisekosten müssen selbst getragen werden.

Schriftliche Anmeldungen zum nächsten Zweijahres-Kurs
(mit Angaben zur Person und Tätigkeit und mit Passbild)
sind erbeten bis zum 30. November 2014 an das Institut
zur Förderung publizistischen Nachwuchses (ifp), Frau
Anna Hinz, Kapuzinerstraße 38, 80469 München, Tel.:
(0 89) 54 91 03 - 13, hinz@ifp-kma.de.

Nr. 386

Gemeinschaftsstiftung vergibt Fördermittel

Bis zum 3. November 2014 können für das zweite Halb-
jahr 2014 Förderanträge für Mittel aus der Gemeinschafts-
stiftung nachgereicht werden. Mit dieser 2010 gegrün-
deten Stiftung unterstützt die Erzdiözese Freiburg ihre
Kirchengemeinden, Dekanatsverbände, kirchlichen Stif-
tungen und sonstigen kirchlichen Rechtsträger ideell und
materiell: Sie sollen ihre kirchlichen, mildtätigen und
gemeinnützigen Projekte konsequent umsetzen können.

Die Gemeinschaftsstiftung verwirklicht ihre Ziele, indem
sie die notwendigen, vielfältigen Tätigkeiten der Katholi-
schen Kirche in und auf dem Gebiet der Erzdiözese oder
Projekte der Erzdiözese in der Einen Welt durch die Ge-
währung von Zuwendungen fördert.

Dies geschieht zum Beispiel durch die finanzielle Unter-
stützung
– der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien,
– der Arbeit mit alten und kranken Menschen,
– des katholischen Bildungswesens sowie
– im Engagement für die Solidarität für die Weltkirche.

Die beantragte Fördersumme sollte nicht unter 5.000,00 €
liegen und die Gemeinschaftsstiftung erkennbarer Haupt-
förderer des Projekts sein.

Die Förderrichtlinien sowie weitere Informationen erhal-
ten Sie unter www.gemeinschaftsstiftung-erzbistum-
freiburg.de oder Tel.: (07 61) 21 88 - 4 00 sowie per
E-Mail: gemeinschaftsstiftung@ordinariat-freiburg.de.

Nr. 387

Zurruhesetzungen

Der Herr Erzbischof Stephan Burger hat den Verzicht von
Pfarrer Norbert Häusle auf die Pfarreien St. Bernhard
Baden-Baden, St. Eucharius und St. Josef Baden-Baden,
St. Antonius Baden-Baden-Ebersteinburg, Hl. Geist
Baden-Baden-Geroldsau und St. Bonifatius Baden-
Baden-Lichtental, Dekanat Baden-Baden, mit Wirkung
vom 31. Dezember 2014 angenommen und seiner Bitte
um Zurruhesetzung zum gleichen Datum entsprochen.

Der Herr Erzbischof Stephan Burger hat den Verzicht
von Pfarrer Rudolf Hauck auf die Pfarreien der Seel-
sorgeeinheit Hardheim, Dekanat Mosbach-Buchen, zum
1. Januar 2015 angenommen und seiner Bitte um Zur-
ruhesetzung zum gleichen Datum entsprochen.

Im Herrn ist verschieden

10. Okt.: Pfarrer i. R. Franz Scherer, Ettlingen,
† in Karlsruhe

Personalmeldungen


